
 

 

Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
für die dezentrale Abwasserbeseitigung der Stadt Bad Iburg 

(dezentrale Abwasserbeseitigungsabgabensatzung) 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG), des § 96 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) und des § 5 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in den zur Zeit gültigen 
Fassungen hat der Rat der Stadt Bad Iburg in seiner Sitzung am 24.06./11.12.2014 
folgende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die dezentrale 
Abwasserbeseitigung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Bad Iburg betreibt die Abwasserbeseitigung aus 

Grundstücksabwasseranlagen (abflusslose Gruben und Hauskläranlagen) als 
öffentliche Einrichtung nach Maßgabe ihrer Abwasserbeseitigungssatzung für 
die dezentrale Abwasserbeseitigung in der derzeit gültigen Fassung.  

 
(2) Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung erhebt die Stadt Bad Iburg 

Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Abwassergebühr wird nach der Menge bemessen, die aus der 

Grundstücksabwasseranlage entnommen und abgefahren wird. 
Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen 
bzw. Inhaltsstoffe aus abflusslosen Sammelgruben. 

 
(2) Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung 

 
a) 48,45 € / m³ 
 
b) Die Kosten des Transportes sind mit dieser Gebühr nicht abgegolten 

und werden entsprechend dem tatsächlichen Aufwand des von der 
Stadt Bad Iburg beauftragten Unternehmers zusätzlich berechnet. 

 
(3) Kann aus Gründen, die der Grundstückseigentümer zu vertreten hat, eine 

Grundstückskleinkläranlage trotz vorheriger satzungsmäßiger Bekanntgabe oder 
trotz Anforderung durch den Grundstückseigentümer bei Bedarf nicht entsorgt 
werden, wird für jeden vergeblichen Entsorgungsversuch je Anlage eine Gebühr 
in Höhe von 100 € fällig. 
  



 

 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an 

dessen Stelle der Erbbauberechtigte des zu entsorgenden Grundstücks. 
Gebührenpflichtige sind außerdem Nießbraucher oder sonst zur Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des 

auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. 
Wenn der bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 8 Abs. 
1) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Mitteilung bei der Stadt entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 
§ 4 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens 

jedoch mit dem ersten des Monats, der auf die Inbetriebnahme der 
Grundstücksabwasseranlage folgt. 

 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die 

Grundstücksabwasseranlage außer Betrieb genommen und dies der Stadt 
schriftlich mitgeteilt wird. 

 
§ 5 

Erhebungszeitraum und Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Entsteht die Gebührenpflicht während 

des Kalenderjahres, so ist der Restteil des Jahres der Erhebungszeitraum. 
 
(2) Die Gebührenschuld entsteht jeweils mit dem Ende des Erhebungszeitraums. 

Erlischt die Gebührenpflicht vor Ablauf des Erhebungszeitraums, so entsteht die 
Gebührenschuld mit dem Ende der Gebührenpflicht. 

 
(3) In den Fällen des § 3 Abs. 2 (Wechsel des Gebührenpflichtigen) entsteht die 

Gebührenschuld für den bisherigen Gebührenpflichtigen mit Beginn des auf den 
Übergang der Gebührenpflicht folgenden Kalendervierteljahres und für den 
neuen Gebührenpflichtigen mit dem Ende des Kalenderjahres. 

 
§ 6 

Veranlagung und Fälligkeit 
 
Die Benutzungsgebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. Die Gebühr kann zusammen mit anderen 
Abgaben angefordert werden. 
 
 
 
 
 



 

 

§ 7 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Stadt bzw. dem von ihr 

Beauftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung 
der Abgaben erforderlich ist. 

 
(2) Die Stadt bzw. der von ihr Beauftragte können an Ort und Stelle ermitteln. Die 

nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen 
und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 

 
§ 8 

Anzeigepflicht 
 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Stadt sowohl vom 

Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben 

beeinflussen, so hat der Abgabepflichtige dies unverzüglich der Stadt schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu 
geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig i.S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig 
 

1. entgegen § 7 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben 
erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

 
2. entgegen § 7 Abs. 2 verhindert, dass die Stadt bzw. der von ihr 

Beauftragte an Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu erforderliche 
Hilfe verweigert; 

 
3. entgegen § 8 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück 

nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt; 
 

4. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 1 nicht unverzüglich schriftlich anzeigt, dass 
Anlagen auf dem Grundstück vorhanden sind, die die Berechnung der 
Abgabe beeinflussen; 

 
5. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 2 die Neuanschaffung, Änderung oder 

Beseitigung solcher Anlagen nicht schriftlich anzeigt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet 

werden. 
 
 
 



 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2015 in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für Grundstückskläreinrichtungen der Stadt 
Bad Iburg  vom 31.07.1989 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
09.06.1993 außer Kraft. 
 
 
Bad Iburg, den 11.12.2014 
 
 

Stadt Bad Iburg 
       Die Bürgermeisterin 

 
      L.S.       
                      gez.  Annette Niermann  


